
 

Entwurf 

26.03.2021 07:52 

 

Kanton Zürich 

Staatskanzlei 

Rechtsdienst 

ZHEntscheid 
Publiziert auf www.zhentscheide.zh.ch 

 

 

  

 

 

 

 

Entscheidinstanz: Bezirksrat Dietikon 

Geschäftsnummer: GE-2019-29 

Datum des Entscheids: 9. Oktober 2019 

Rechtsgebiet: Personalrecht 

Stichworte: Arbeitszeit 

 Umkleidezeit  

verwendete Erlasse: § 53 Abs. 2 Gemeindegesetz 
 § 73 Abs. 4 Gemeindegesetz 
 Art. 71 lit. b Arbeitsgesetz  
 Art. 4a Abs. 1 und 2 der Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz 

 Art. 7 Abs. 1 der Verordnung zum Arbeitsgesetz  
 Art. 13 Abs. 1 der Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz 
 Wegleitung der SECO zum Arbeitsgesetz und zu den Ver-

ordnungen 1 und 2 

 

Zusammenfassung (verfasst von der Staatskanzlei): 

Ob die Umkleidezeit unter die Arbeitszeit fällt, ist weder einzelarbeitsvertraglich noch im 
Personalreglement des Rekursgegners und auch nicht im (subsidiär anwendbaren) kanto-

nalen Personalrecht definiert. Einzig die Wegleitung zum Arbeitsgesetz äussert sich dazu. 
Der Rekursgegner, organisiert als Körperschaft des öffentlichen Rechts, ist vom Anwen-
dungsbereich der Bestimmungen über die Arbeits- und Ruhezeit der Arbeitsgesetzgebung 

jedoch ausgenommen. Das Personalreglement des Rekursgegners erweist sich in dieser 
Hinsicht auch nicht als lückenhaft. Der Rekursgegner folgte der branchenüblichen Praxis 
im Spitalwesen – Arbeitsantritt umgezogen auf der Station respektive im OP-Raum – und 

es bestand für ihn deshalb kein Grund, in seinem Reglement Umkleidezeit von der Arbeits-
zeit ausdrücklich auszunehmen. Schliesslich erweist es sich keineswegs gerechtfertigt, 

Umkleidezeit lohnmässig gleich zu vergüten wie die übrige Arbeitszeit, da das Umkleiden 

lediglich eine Vorbereitungshandlung zur eigentlichen (dienstlichen) Verrichtung darstellt. 
Die Frage wird deshalb – mit Blick auf die Rechtsgleichheit und die Rechtssicherheit sowie 
aufgrund der Bedeutsamkeit der damit verbundenen Auswirkungen auf die finanziellen, 

organisatorischen und personellen Belange der betroffenen Betriebe – letztlich vom Ge-
setzgeber zu beantworten sein. Der Rekursgegner kommt seinen Angestellten aber entge-
gen, indem er ihnen neu täglich eine Pause von 15 Minuten garantiert bzw. ihnen 15 Minu-

ten Arbeitszeit gutgeschrieben werden. 

Anonymisierter Entscheidtext (Auszug): 

Sachverhalt (komprimiert): 

Die Spitalangestellten A., B., C., D., E. und F. [Rekurrierenden] ersuchten das Spital als 
Zweckverband [Rekursgegner] um Lohnnachzahlungen für Umkleidezeit. Der Rekursgeg-
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ner wies die Gesuche ab. A., B., C., D. und E. erhoben dagegen Rekurs beim Bezirksrat 
Dietikon und beantragten die Aufhebung der angefochtenen Verfügung sowie Lohnnach-

zahlungen. D. liess im Verlauf des Verfahrens ihren Rekurs zurückziehen.  

Erwägungen: 

1.-3. [Prozessgeschichte und Prozessuales] 

4.  

4.1. Die Rekurrierenden sind der Ansicht, dass Umkleidezeit in den öffentlichen Spitä-

lern als Arbeitszeit zu gelten habe. Dies schliessen sie aus der – mangels gesetzlicher 

Definition – vorzunehmenden rechtlichen Auslegung des Begriffs der «Arbeitszeit», 

welcher für alle Rechtsgebiete einheitlich ausfallen müsse. Ausgangspunkt dieser Aus-

legung bilde Art. 13 Abs. 1 der Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz (ArGV 1; SR 822.111), 

wonach Arbeitszeit als jene Zeit definiert werde, während welcher sich die Arbeitneh-

menden den Arbeitgebenden zur Verfügung halten müssten. Dieser Grundsatz gelte 

sowohl im öffentlichen als auch im privaten Arbeitsrecht, welchen das SECO in seiner 

Wegleitung dahingehend präzisiert habe, als Umkleidezeit im Interesse der Arbeitge-

benden als Arbeitszeit zu gelten habe (Wegleitung zum Arbeitsgesetz und zu den Ver-

ordnungen 1 und 2, hrsg. vom SECO, März 2019 [Wegleitung]). Die Umkleidezeit liege 

hier im Interesse des Rekursgegners, da dieser den Rekurrierenden vorschreibe, in 

Arbeitskleidern zur Arbeit zu erscheinen. Diese Umkleidezeit stelle keine Freizeit dar, 

und das Umkleiden habe aus hygienischen Gründen in den Räumlichkeiten des Re-

kursgegners stattzufinden. Im Übrigen seien die Bestimmungen des Bundesgesetzes 

über die Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel vom 13. März 1964 (Arbeitsgesetz, 

ArG; SR 822.11) und seiner Verordnung 1 bezüglich Arbeitszeit – namentlich Art. 13 

ArGV 1 – aufgrund des Vorbehalts in Art. 71 lit. b ArG anwendbar.  

4.2. Demgegenüber stellt sich der Rekursgegner auf den Standpunkt, dass die Umklei-

dezeit im vorliegenden Fall nicht unter die Arbeitszeit falle. Der Begriff bzw. Umfang 

der im gesamten Spital- und Gesundheitswesen – so auch beim Rekursgegner – gel-

tenden Arbeitszeit sei klar. Gemäss der seit Jahrzehnten bis heute gelebten Praxis, 

welche allen Mitarbeitenden des Rekursgegners bekannt sei, beginne die Arbeitszeit 

auf der Station bzw. im Operationssaal und ende auch dort wieder. Der Begriff der Ar-

beitszeit im Personalreglement bedürfe daher keiner Auslegung. Dass die Umkleidezeit 

nirgendwo erwähnt werde, sei logische Konsequenz der im Spitalwesen geltenden 



 

 
 

ZHEntscheid 

3/14 

 

Definition von Arbeitszeit. Entsprechend werde auch nirgendwo erwähnt, dass der Ar-

beitsweg keine Arbeitszeit darstelle. Im Übrigen sei der Rekursgegner vom Geltungs-

bereich des Arbeitsgesetzes ausgenommen, sodass insbesondere Art. 13 Abs. 1 ArGV 

1 vorliegend weder direkt noch indirekt zu beachten sei. Daran ändere der Vorbehalt 

von Art. 71 lit. b ArG nichts.  

5.   

5.1. Gemäss § 53 Abs. 2 des Gemeindegesetzes vom 20. April 2015 (GG; LS 131.1) 

gelangt auf das Arbeitsverhältnis von kommunalen Angestellten sinngemäss das kan-

tonale Personalrecht zur Anwendung, soweit die Gemeinden und Zweckverbände kei-

ne eigenen Regelungen erlassen. Der Rekursgegner hat gemäss Art. 26 lit. f. seiner 

Statuten eine Personalverordnung erlassen (nachfolgend: Reglement). Nach Ziff. I.1 

des Reglements bildet es Bestandteil eines jeden mit dem Spital F. abgeschlossenen 

Einzelarbeitsvertrages. Die Anstellung erfolgt auf öffentlich-rechtlicher Grundlage (Ziff. 

I.2). Subsidiär zum Reglement gelten die arbeitsrechtlichen Bestimmungen des Perso-

nalgesetzes vom 27. September 1998 (PG; LS 177.10) und dessen Verordnungen 

(Ziff. I.3), soweit der Einzelarbeitsvertrag und das Reglement keine Regelung enthal-

ten. Für alle Mitarbeiter gelten ferner die Vorschriften des Schweizerischen Arbeitsge-

setzes (ArG) in Bezug auf Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz (Ziff. I.3).  

5.2 Ob Umkleidezeit unter die Arbeitszeit fällt, wird weder im Reglement noch einzelar-

beitsvertraglich noch im kantonalen Personalrecht definiert (vgl. § 52 PG i.V.m. § 116 

ff. der Vollzugsverordnung zum Personalgesetz vom 19. Mai 1999 [VVO; LS 177.111]). 

Es findet sich in den einschlägigen Rechtsgrundlagen auch kein Verweis auf Bestim-

mungen des Obligationenrechts (Bundesgesetz vom 30. März 1911 [OR; SR 220]), 

zumal diese ebenso wenig definieren, ob Umkleidezeit unter die Arbeitszeit fällt (vgl. 

Art. 319 OR), worauf die Rekurrierenden im Übrigen selbst hinweisen. Einzig die Weg-

leitung zur ArGV 1 äussert sich konkret zur streitigen Frage. Nachfolgend ist zu prüfen, 

ob diese Regelung mit Bezug auf die Rekurrierenden anwendbar ist oder nicht.  

6. 

6.1 Das Arbeitsgesetz ist – unter dem Vorbehalt von dessen Vorschriften über den 

Gesundheitsschutz – nicht anwendbar auf Verwaltungen des Bundes, der Kantone und 

Gemeinden (Art. 2 Abs. 1 lit. a i.V.m. Art. 3a lit. a ArG). Dies wird dahingehend präzi-
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siert, als öffentliche Anstalten, die den Verwaltungen des Bundes, der Kantone und der 

Gemeinden gleichzustellen sind, sowie Betriebe des Bundes, der Kantone und der 

Gemeinden, auf die das Gesetz anwendbar ist, durch Verordnung bezeichnet werden 

(Art. 2 Abs. 2 ArG). Die ArGV 1 unterwirft Krankenanstalten und Kliniken, die Bestand-

teil einer öffentlichen Verwaltung sind oder als öffentlich-rechtliche Anstalten ohne 

Rechtspersönlichkeit oder als öffentlich-rechtliche Körperschaften organisiert sind, 

(einzig) im Rahmen von Arbeitsverhältnissen mit Assistenzärztinnen und Assistenzärz-

ten dem Arbeitsgesetz (Art. 4a Abs. 2 ArGV 1). Als weitere Einschränkung bestimmt 

Art. 7 Abs. 1 ArGV 1, dass die Arbeits- und Ruhezeitbestimmungen auf öffentlich-

rechtliche Anstalten ohne Rechtspersönlichkeit sowie auf Körperschaften des öffentli-

chen Rechts nicht anwendbar sind, sofern die Mehrzahl der in ihnen beschäftigen Ar-

beitnehmenden in einem öffentlich-rechtlichen Anstellungsverhältnis stehen (Art. 2 

Abs. 2 und Art. 71 lit. b ArG).  

6.2. Der Rekursgegner als Gemeindeverband (Zweckverband) ist eine öffentlich-

rechtliche Körperschaft mit eigener Rechtspersönlichkeit (ULRICH HÄFELIN/GEORG MÜL-

LER/FELIX UHLMANN, Allgemeines Verwaltungsrecht, 7. Aufl., Zürich 2016, N 1982). 

Gemäss den angeführten Bestimmungen fallen die Arbeitsverhältnisse der Rekurrie-

renden nicht unter das Arbeitsgesetz, da es sich bei ihnen nicht um Assistenzärztinnen 

und -ärzte handelt. Darüber hinaus gilt, dass die arbeitsgesetzlichen Bestimmungen 

über die Arbeitszeit und Ruhezeit auf den Rekursgegner generell nicht anwendbar 

sind, da seine Arbeitnehmenden in einem öffentlich-rechtlichen Anstellungsverhältnis 

zu ihm stehen (oben Ziff. 5.1). Daran ändert der Vorbehalt in Art. 71 lit. b ArG nichts, 

da die Arbeits- und Ruhezeitbestimmungen nur für die öffentlich-rechtlichen Dienstver-

hältnisse in denjenigen Betrieben beachtet werden müssen, die dem Arbeitsgesetz 

unterstellt sind (vgl. Wegleitung).  

6.3. Auch der Sinn und Zweck dieser Einschränkung lässt keinen anderen Schluss zu:  

6.3.1. Der Grund dafür, dass die öffentlich-rechtlichen Dienstvorschriften gegenüber 

dem Arbeitsgesetz als vorrangig anwendbar erklärt wurden (Art. 71 lit. b ArG, Art. 7 

Abs. 1 ArGV 1), liegt gemäss Wegleitung des SECO in der Annahme, dass diese in der 

Regel für die Arbeitnehmenden vorteilhafter ausfallen als die Minimalvorschriften des 

Arbeitsgesetzes. Mit Beginn der neunziger Jahre habe allerdings eine stete Ver-
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schlechterung der Arbeitsbedingungen im öffentlichen Sektor stattgefunden, sodass 

zuweilen nicht einmal mehr das für die Privatwirtschaft vorgeschriebene Schutzniveau 

erreicht werde. Ausnahmen vom Geltungsbereich des Arbeitsgesetzes seien deshalb 

nur noch bei öffentlichen Anstalten ohne juristische Persönlichkeit und bei Körperschaf-

ten des öffentlichen Rechts zugelassen, sofern diese ihre Arbeitnehmenden mehrheit-

lich öffentlich-rechtlich anstellen. Eine Privilegierung der öffentlichen Anstalten mit juris-

tischer Persönlichkeit gegenüber privatwirtschaftlichen Betrieben rechtfertige sich da-

gegen nicht mehr, weil diese Anstalten heute oft keine Verwaltungsaufgaben im eigent-

lichen Sinne mehr wahrnehmen und in aller Regel privatwirtschaftlich organisiert seien 

und häufig in Konkurrenz zur Privatwirtschaft stünden (vgl. Wegleitung, m.H.). 

6.3.2. Ob sich mit dieser Begründung eine Unterscheidung zwischen Körperschaften 

des öffentlichen Rechts (vom Geltungsbereich der arbeitsgesetzlichen Arbeitszeit- und 

Ruhezeitbestimmungen ausgenommen) und öffentlich-rechtlichen Anstalten mit juristi-

scher Persönlichkeit (den arbeitsgesetzlichen Arbeitszeit- und Ruhezeitbestimmungen 

unterworfen) rechtfertigen liesse, darf bezweifelt werden. So erfüllen gerade Spitäler 

ungeachtet ihrer rechtlichen Organisationsform im Wesentlichen dieselben Aufgaben. 

Namentlich die Listenspitäler, worunter auch der Betrieb des Rekursgegners fällt, erfül-

len eine bedeutsame öffentliche Aufgabe, indem sie zur Sicherstellung einer bedarfs-

gerechten Spitalversorgung beitragen (Art. 39 Abs. 1 lit. d und e des Bundesgesetzes 

über die Krankenversicherung vom 18. März 1994 [KVG; SR 832.10]; RRB Nr. 

746/2017 vom 23. August 2017, Zürcher Spitallisten 2012 Akutsomatik, Rehabilitation 

und Psychiatrie, Änderungen ab 1. Januar 2018). Wie der Rekursgegner ist auch die Y. 

AG für verschiedene Leistungen im Bereich Akutsomatik auf der Spitalliste des Kan-

tons Zürich aufgeführt (RRB Nr. 746/2017, Ziff. 6.8, 6.9). Die Frage, ob die Y. AG die 

Vorschriften des öffentlichen Beschaffungsrechts einzuhalten habe, bejahte das Bun-

desgericht (BGE 145 II 49, Sachverhalt A.). Zur Begründung wurde angeführt, dass die 

Y. AG im Bereich ihres Leistungsspektrums der Akutsomatik keine gewerbliche Tätig-

keit i.S. des Beschaffungsrechts ausübe und daher nicht wie private Wirtschaftssubjek-

te unter dem Druck eines funktionierenden Wettbewerbs stünde (BGE 145 II 49, E. 

4.4.3.1, 4.5, 4.5.2.3, 4.5.6).  

6.3.3. Diese Überlegungen können für den zu beurteilenden Fall analog herangezogen 

werden, indem sie im Ergebnis den Grund für die Ausnahme vom Geltungsbereich der 
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arbeitsgesetzlichen Arbeitszeit- und Ruhezeitbestimmungen – zumindest beim Re-

kursgegner – bestätigen. Sprich, es kann nicht argumentiert werden, der Rekursgegner 

erfülle keine Verwaltungsaufgaben im eigentlichen Sinne mehr und stünde in (uneinge-

schränkter) Konkurrenz zur Privatwirtschaft, zumal er nicht privatwirtschaftlich organi-

siert ist. Der Rekursgegner, organisiert als Körperschaft des öffentlichen Rechts, ist 

somit ohne Zweifel im Einklang mit dem geltenden Recht ausdrücklich vom Anwen-

dungsbereich der Bestimmungen über die Arbeits- und Ruhezeit der Arbeitsgesetzge-

bung ausgenommen.  

6.3.4. Ein anderslautender Schluss liesse sich gemäss Wegleitung des SECO allenfalls 

dann begründen, wenn davon auszugehen wäre, dass die Anstellungsbedingungen der 

Rekurrierenden insgesamt betrachtet das Schutzniveau des privaten Arbeitsrechts 

unterschreiten sollten. Dies machen die Rekurrierenden jedoch nicht geltend. Im Ge-

genteil stellt es weder eine notorische Tatsache dar, noch belegen es die Rekurrieren-

den, dass den Arbeitnehmenden in der Privatwirtschaft üblicherweise ebenfalls – zu-

sätzlich zur Mittagspause – pro halben Arbeitstag, sprich morgens und nachmittags, je 

eine bezahlte Pause von 15 Minuten (unter Gewährleistung der Leistungsbereitschaft) 

zur Verfügung steht; geschweige denn, dass solche Pausen in der Privatwirtschaft 

(ohne Gewährleistung der Leistungsbereitschaft) garantiert würden (Reglement Ziff. II. 

4.2). Sodann greift die Argumentation, die Arbeitszeit sei in allen Rechtsgebieten im 

Kern gleich und damit auch beim Rekursgegner nicht anders als in Art. 13 ArGV1 aus-

zulegen, zu kurz. Vielmehr wäre eine Schlechterstellung der Arbeitnehmenden beim 

Rekursgegner im Vergleich zu privat angestellten Arbeitnehmenden als Folge einer 

Gesamtbetrachtung aller Anstellungsbedingungen aufzuzeigen. Eine – im Einzelfall 

allenfalls vorliegende – partielle Schlechterstellung bei öffentlich-rechtlichen Anstellun-

gen mit Bezug auf die Arbeitszeit wird vom geltenden Recht nach Art. 71 lit. b ArG 

i.V.m. Art. 7 Abs. 1 ArGV 1 somit nach wie vor hingenommen (vgl. auch unten Ziff. 8). 

6.3.5. Da Art. 13 ArGV 1 im zu beurteilenden Fall nicht anwendbar ist, war es dem Re-

kursgegner insofern freigestellt, in seinem Reglement die streitige Frage, ob er die 

Umkleidezeit als Arbeitszeit gelten lassen wollte oder nicht, individuell zu beantworten.  

7.   
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7.1. Da die einschlägigen Rechtsgrundlagen nicht ausdrücklich definieren, ob die Um-

kleidezeit unter die Arbeitszeit fällt, stellt sich die Frage nach einer Gesetzeslücke. Eine 

solche liegt vor, wenn sich eine gesetzliche Regelung als unvollständig erweist, weil sie 

auf eine bestimmte Frage keine Antwort gibt. Bevor jedoch eine ausfüllungsbedürftige 

Lücke angenommen werden darf, ist durch Auslegung zu ermitteln, ob das Fehlen ei-

ner ausdrücklichen Anordnung nicht eine bewusst negative Antwort des Gesetzes be-

deutet (sog. qualifiziertes Schweigen), sodass für Analogie und Lückenfüllung kein 

Raum besteht.  

7.2. Nach neuerer Auffassung bezeichnet die Praxis eine Lücke als planwidrige Unvoll-

ständigkeit des Gesetzes, die von den rechtsanwendenden Behörden nur behoben 

werden darf, wenn eine Regelung im Hinblick auf eindeutige und wichtige Zielsetzun-

gen des Gesetzes unvollständig ist (vgl. HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, a.a.O., N 201 ff.; 

Entscheid des Verwaltungsgerichts PB.1999.00023 vom 19. April 2000, E. 2d). An-

dernfalls ist die Lücke auf gesetzgeberischem bzw. rechtspolitischem Weg zu behe-

ben. 

Für die Normen im Verwaltungsrecht gelten die üblichen Methoden der Gesetzesaus-

legung (grammatikalische, historische, zeitgemässe, systematische und teleologische 

Auslegungsmethode), wobei nach herrschender Lehre und Rechtsprechung keiner 

Methode ein Vorrang zukommt (sog. Methodenpluralismus). Ergänzend spielt auch die 

wertende Gegenüberstellung privater und öffentlicher Interessen eine wichtige Rolle 

(HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, N 177 f.). 

7.3. Mangels ausdrücklicher Regelung im anwendbaren Reglement ist nachfolgend 

durch Auslegung zu ermitteln, ob die Umkleidezeit beim Rekursgegner unter die Ar-

beitszeit fällt oder nicht. Nach übereinstimmender Angabe der Rekurrierenden begann 

bzw. beginnt ihr Arbeitsantritt jeweils umgezogen auf der Station resp. im OP-Raum 

und endete bzw. endet auch dort wieder. Zu Beginn eines jeden Monats werden dem 

Personal Stundenkarten ausgegeben, worin die Arbeitszeiten gemäss den jeweiligen 

Dienstplänen und Schichten fix eingetragen sind. Steht bspw. 7:00 Uhr als Arbeitsbe-

ginn auf der Stundenkarte, hat die betreffende Person um 7:00 Uhr umgezogen und 

arbeitsbereit auf der Station bzw. im OP-Raum zu erscheinen. Gleichermassen bedeu-
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tet 17:00 Uhr als Arbeitsende, dass man die Station bzw. den OP-Raum in der Arbeits-

kleidung verlassen darf. Dauert ein Dienst länger, wird dies von Hand korrigiert.   

7.4. Diese den Rekurrierenden seit Antritt ihrer Stelle beim Rekursgegner bekannten 

Handhabung entspricht einer bisher gängigen und allgemein bekannten Praxis im Ge-

sundheitswesen. Dies lässt sich bereits den aktuellen Medienbeiträgen zu dieser The-

matik entnehmen und bestreiten die Rekurrierenden auch nicht: 

 https://www.srf.ch/news/regional/zuerich-schaffhausen/zuercher-unispital-zieht-mit-

umkleidezeit-wird-zu-arbeitszeit, 

 https://www.nau.ch/ort/st-gallen/umkleidezeit-ist-arbeitszeit-keine-praxis-in-st-galler-

spitalern-65523385, 

 https://www.tagblatt.ch/ostschweiz/umkleiden-kostet-zeit-und-geld-ld.1096506, 

 https://www.nzz.ch/schweiz/vpod-umkleidezeit-als-arbeitszeit-spitaeler-lenken-ein-

ld.1468083. 

Aufgrund dieses Umstands führen alle Auslegungsmethoden zum Schluss, dass auch 

der Rekursgegner dieser branchenüblichen Praxis im Spitalwesen (stillschweigend) 

folgte, und sich daher auch nicht veranlasst sah, in seinem Reglement Umkleidezeit 

von der Arbeitszeit explizit auszuschliessen. Im Gegenteil wäre unter diesen Umstän-

den eine Abgeltung der Umkleidezeit im Reglement ausdrücklich statuiert worden, hät-

te dies der Rekursgegner gewollt. 

7.5. Daran ändert der Trend einzelner Spitäler, diese Praxis inskünftig zu ändern, 

nichts. Diese Tendenz erfolgte aus verschiedenen Gründen, namentlich auf Druck der 

Gewerkschaft VPOD (Verband des Personals öffentlicher Dienste) oder auf freiwilliger 

Basis, namentlich aus marktwirtschaftlichen Überlegungen. Es wird – mit Ausnahme 

des vorliegend nicht anwendbaren Art. 13 ArGV 1 – keine rechtliche Verpflichtung da-

für genannt. Auch der Regierungsrat des Kantons Zürich hält in seiner Antwort auf die 

Anfrage «Umkleidezeit ist Arbeitszeit! Oder?» (KR-Nr. 317/2018) lediglich mit Bezug 

auf Art. 13 ArGV 1 fest, dass dessen Tragweite eine Frage der Auslegung des Bundes-

rechts darstelle, über die bislang kein Gericht entschieden habe, es seiner Ansicht 

nach aber naheliegend erscheine, dass ein obligatorisches Umkleiden als Arbeitszeit 

zu gelten habe. Dabei verweist der Regierungsrat auf die teilweise abweichende Praxis 

der Spitäler, welche – sofern sie dem Arbeitsgesetz unterliegen – hinsichtlich des Voll-
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zugs der arbeitsrechtlichen Vorschriften der Kontrolle durch das Amt für Wirtschaft und 

Arbeit (AWA) unterliegen würden. Dieses überprüfe nebst der Arbeitssicherheit in den 

Betrieben auch die Einhaltung der Arbeitszeitvorschriften bzw. was als Arbeitszeit im 

Sinne des Arbeitsgesetzes zu gelten habe. Zweckmässigerweise sei stets mit dem 

AWA zu klären, ob und in welchem Umfang tatsächlich anfallende Umkleidezeit ge-

mäss Arbeitsgesetz zu vergüten sei. Abschliessend hält der Regierungsrat fest, dass 

zu prüfen bleibe, ob und wie die allenfalls anfallenden Mehrkosten ganz oder teilweise 

kompensiert werden könnten. Diese Ausführungen sind vage gehalten und beschrän-

ken sich auf den Geltungsbereich des Arbeitsgesetzes, wovon der Rekursgegner be-

züglich Arbeits- und Ruhezeit ausdrücklich ausgenommen wird.  

7.6. Die bei der Gesetzesauslegung von der Rechtpraxis geforderte wertende Gegen-

überstellung privater und öffentlicher Interessen fällt ebenfalls zugunsten der betriebli-

chen Interessen aus. Würde das geltende Recht entsprechend dem Ansinnen der Re-

kurrierenden ausgelegt und Umkleidezeit rückwirkend unter die Arbeitszeit subsumiert, 

würde in gewichtige öffentliche Interessen des Spitalbetriebs eingegriffen, was mit er-

heblichen akuten finanziellen, organisatorischen, personellen und strukturellen Schwie-

rigkeiten beim Rekursgegner verbunden wäre. Aus seiner Sicht erscheint es nament-

lich nicht zumutbar, die Umkleidezeit per se – ohne konkrete Regelung – unter die Ar-

beitszeit fallen zu lassen, da diese individuell sehr unterschiedlich ausfallen kann, wie 

es die Parteiausführungen illustrieren. So ist die Rede von einer Bandbreite zwischen 

zwei und 15 Minuten Umkleidezeit (https://www.tagblatt.ch/ostschweiz/ umkleiden-

kostet-zeit-und-geld-ld.1096506). Es kommt hinzu, dass die Umkleidezeit in Gardero-

ben individuell auch zu arbeitsfremden, privaten Verrichtungen genutzt werden kann, 

bevor die mitgebrachten privaten Gegenstände im privaten Garderobenschrank weg-

gesperrt werden. Da ein Spitalbetrieb zwingend auf die pünktliche Einhaltung ihres 

Einsatzplans angewiesen ist, müsste die Zeit, welche den Mitarbeitenden zur Vorberei-

tung ihres Dienstes (Umkleiden) zur Verfügung steht, klar definiert sein. Solches ist 

hier weder geregelt noch lässt sich dies mittels Auslegung ermitteln. 

Demgegenüber erscheint es nachvollziehbar, obligatorische Umkleidezeit generell für 

alle Arbeitnehmenden unter die Arbeitszeit zu subsumieren. Die mit einer entspre-

chenden rückwirkenden Auslegung des geltenden Rechts konkret verbundenen Aus-

wirkungen erscheinen jedoch unverhältnismässig hoch, weil sich die Interessen der 
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Rekurrierenden auf andere, mildere Art erfüllen lassen. Infrage kommen namentlich 

(bereits bestehende oder einzuführende) Kompensationsmassnahmen sowie eine Än-

derung der bundesgesetzlichen Grundlagen auf dem rechtspolitischen Weg, zumal 

dies im Interesse zahlreicher weiterer Arbeitnehmenden steht (vgl. oben Ziff. 7.4 sowie 

unten Ziff. 9).  

7.7. Die Gesetzesauslegung führt zusammenfassend zum Ergebnis, dass die obligato-

rische Umkleidezeit gemäss Personalreglement des Spitals F. in seiner geltenden Fas-

sung nicht unter die Arbeitszeit fällt. Damit besteht kein Raum für eine gesetzliche Lü-

cke, welche gefüllt werden müsste. Selbst wenn man von einer Lücke ausginge, würde 

dies zu keinem anderen Ergebnis führen, wie nachfolgend aufzuzeigen ist. 

8.   

8.1 

8.1.1. Die Lückenfüllung im Verwaltungsrecht soll in Anlehnung an bestehende gesetz-

liche Regelungen erfolgen, wobei primär verwandte Regelungen des öffentlichen 

Rechts und nur subsidiär solche des Privatrechts heranzuziehen sind (Entscheide des 

Verwaltungsgerichts, PB.1999.00023 vom 19. April 2000, E. 2d sowie PB.2010.00064 

vom 5. Oktober 2011, E. 7.3). Art. 13 ArGV 1, welcher den Schluss zulässt, dass Um-

kleidezeit zu entschädigende Arbeitszeit darstellt, ist eine Regelung, welche vom Ar-

beitsgesetz nur beschränkt auf öffentlich-rechtliche Arbeitsverhältnisse anwendbar 

erklärt wurde (vgl. oben Ziff. 6.1). Nachdem festgestellt wurde, dass diese Regelung für 

den vorliegenden Fall vom Bundesgesetzgeber bewusst ausgenommen wurde, kann 

sie konsequenterweise auch nicht mittels Lückenfüllung als zwingend zu beachten 

wiedereingeführt werden (vgl. oben Ziff. 6.3.3).  

8.1.2. Eine Lückenfüllung durch analoge Anwendung der sog. «Minimal Standards» 

des Obligationenrechts, wie es die Rekurrierenden hier – einzig mit Bezug auf die Ar-

beitszeit fordern (vgl. oben Ziff. 6.3.4) – geht im vorliegenden Fall fehl, da Begriff und 

Umfang der Arbeitszeit nach Obligationenrecht der Vertragsautonomie unterliegen (Art. 

319, 361 f. OR). Somit gibt Art. 13 ArGV 1 auch im privaten Arbeitsrecht keine zwin-

gende Regelung vor, von welcher nicht abgewichen werden dürfte. Zumal der präzisie-

renden Weisung des SECO, wonach obligatorische Umkleidezeit Arbeitszeit darstellt, 

keine rechtsverbindliche Wirkung zukommt. Das OR stellt zur streitigen Frage somit 
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keine zwingend zu beachtende Referenz dar (MARTIN BERTSCHI, Auf der Suche nach 

dem einschlägigen Recht im öffentlichen Personalrecht – Das Heranziehen ergänzend 

anwendbarer Normen, besonders des Obligationenrechts, ZBl 105/2004, S. 617, 620, 

628 f.; Entscheid des Verwaltungsgerichts PB.1999.00023 vom 19. April 2000, E. 2d).  

Entgegen der Ansicht der Rekurrierenden fällt die Praxis auch unter der Herrschaft des 

privaten Arbeitsrechts entsprechend unterschiedlich aus (vgl. 

https://www.nzz.ch/schweiz/vpod-umkleidezeit-als-arbeitszeit-spitaeler-lenken-ein-

ld.1468083). Diesem aktuellen Medienartikel lässt sich etwa entnehmen, dass die Fra-

ge nach der Umkleidezeit als Arbeitszeit auch in Betrieben, welche privatrechtliche 

Arbeitsverhältnisse unterhalten – sogar innerhalb der einzelnen Branchen – unter-

schiedlich ausfällt (z.B. Pharmabranchen, Verkauf). Damit kann im vorliegenden Fall 

nicht die Rede sein von einem verpönten Verstoss gegen den «fundamentalen Grund-

satz des öffentlichen wie des privaten Arbeitsrechts – Zeit gegen Geld –».  

8.1.3. Grundsätzliche (partielle) Unterschiede bzw. Abweichungen zwischen öffentli-

chen und privaten Arbeitsverhältnissen werden im Übrigen nach wie vor anerkannt 

(BERTSCHI a.a.O., S. 617, 640 ff.). RUDOLPH/VON KAENEL stellen sich ferner auf den 

Standpunkt, dass es einen besonderen, privatrechtlichen Begriff der Arbeitszeit gibt, 

welcher sich vom öffentlich-rechtlichen Begriff unterscheidet. Demnach ist nicht jede im 

Interesse des (öffentlich-rechtlichen) Arbeitgebers verbrachte Zeit Arbeitszeit; vielmehr 

muss sie im hauptsächlichen Interesse des Arbeitgebers verbracht werden. Ferner soll 

bei der Qualifikation von (öffentlich-rechtlicher und privatrechtlicher) Arbeitszeit eine 

Rolle spielen, ob die Zeit auch im privaten Interesse genutzt werden kann. Handelt es 

sich bei privatrechtlichen Arbeitsverhältnissen um Arbeitszeit, ist schliesslich stets an-

hand der konkreten Verhältnisse zu prüfen, ob dafür tatsächlich Lohn geschuldet ist 

und in welchem Umfang (vgl. ROGER RUDOLPH/ADRIAN VON KAENEL, Aktuelle Fragen 

zur Arbeitszeit, AJP 02/2012, S. 197). Diese Fragen stellen sich nicht etwa nur bei 

Rufbereitschaft (vgl. BGE 124 III 249, E. 3b), sondern generell bei Arbeiten, welche im 

Vergleich zur eigentlichen Verrichtung in untergeordneter Bedeutung erscheinen und 

nicht der unmittelbaren Weisungsbefugnis der Arbeitgebenden unterliegt.  

8.2.  
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8.2.1. Schliesslich ist den Forderungen der Rekurrierenden folgender Umstand entge-

genzuhalten: Selbst unter der Annahme, dass vorliegend Umkleidezeit als Arbeitszeit 

zu gelten hätte, stünde damit noch keineswegs fest, dass dies in Form von täglich zu-

sätzlich 15 Minuten Arbeitszeit abzugelten wäre. So handelt es sich bei den geltend 

gemachten 15 Minuten Umkleidezeit pro Arbeitstag um einen bloss geschätzten Richt-

wert ohne Anhaltspunkte für eine Objektivierbarkeit. Zumal die Rekurrierenden effektiv 

unterschiedliche Umkleidezeiten benötigen bzw. benötigt haben angesichts ihrer ver-

schiedenen Funktion beim Rekursgegner (dipl. Experte Anästhesiepflege, dipl. Pflege-

fachfrau Tagesklinik bzw. Onkologie, dipl. Pflegefachfrau FH, Pflegefachfrau HF Onko-

logie), welche je inhaltlich und teilweise auch örtlich unterschiedliche Vorbereitungs-

handlungen erfordern bzw. erforderten (Zentralgarderobe UG/Umzieheraum im 10. 

Stock/Arbeitskleiderausgabe im EG bzw. UG, weisse Schutzkleidung/blaue OP-

Einwegkleider/geschlossene Arbeitsschuhe, Benützung Badge, Hände wa-

schen/desinfizieren, Wartezeiten Lift, örtliche Lage Einsatzort).  

 

8.2.2. Des Weiteren kommt nebst einer (zusätzlichen) Vergütung von Umkleidezeit 

auch eine Verkürzung der Arbeitszeit in Frage. Die Frage nach Kompensationsmass-

nahmen stellt sich sowohl im privaten als auch im öffentlichen Arbeitsrecht, wobei un-

terschiedliche Antworten zu finden sind. Bei einer finanziellen Abgeltung wird etwa dis-

kutiert, ob diese zusätzlich anfallen soll oder an den geschuldeten Lohn anzurechnen 

ist, allenfalls in reduziertem Umfang (z.B. bei Rufbereitschaft, vgl. BGE 124 III 249, E. 

3b). Ferner steht zur Diskussion, bezahlte Pausen abzuschaffen bzw. zusätzliche, be-

zahlte und garantierte Pausen (ohne Bereitschaftsdienst) einzuführen. Schliesslich ist 

im Pflegebereich die Rede von einer Verkürzung der Übergabe- bzw. Rapportzeiten. 

Bei anfallenden Mehrkosten in einem (Spital-) Betrieb ist in einem weiteren Schritt zu 

prüfen, ob und wie diese ganz oder teilweise ausgeglichen werden können (etwa durch 

Umlegung auf Tarife oder Kosteneinsparungen im Personalbereich). Vor diesem Hin-

tergrund erweist es sich keineswegs gerechtfertigt, Umkleidezeit lohnmässig ohne Wei-

teres gleich zu vergüten wie die übrige Arbeitszeit, da das Umkleiden lediglich eine 

Vorbereitungshandlung zur eigentlichen (dienstlichen) Verrichtung darstellt, welche in 

untergeordnetem Interesse erscheint (vgl. ANDREAS PETRIK, Ist Umkleidezeit Arbeits-

zeit? Pflegerecht 2019, S. 144, Ziff. V.B; RUDOLPH/VON KAENEL a.a.O., Ziff. I). 
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Vor diesem Hintergrund drängt sich eine explizite Regelung auf, wie Umkleidezeit ar-

beitszeittechnisch zu erfassen ist. Aufgrund der möglichen Varianten, welche sich ins-

besondere aus betrieblicher Sicht grundlegend unterscheiden, erschiene es geradezu 

anmassend, als Rechtsmittelinstanz mittels Gesetzesauslegung eine Variante vorzu-

schreiben.  

8.2.3. Gemäss einer aktuellen Medienmitteilung hat die Delegiertenversammlung des 

Rekursgegners ein neues Personalreglement beschlossen. Demnach soll den Mitarbei-

tenden neu täglich eine Pause von 15 Minuten garantiert bzw. 15 Minuten Arbeitszeit 

gutgeschrieben werden. Dieses freiwillige Zugeständnis, welches den Mitarbeitenden 

bereits am 17. Juli 2019 in Aussicht gestellt wurde, stellt zumindest mit Blick auf die 

Zukunft im Vergleich zur aktuellen Regelung ein Entgegenkommen i.S. der vorstehend 

beschriebenen Kompensationsmassnahmen dar (Reglement Ziff. 4.2).  

9.  

9.1. Aus Sicht der privat- und öffentlich-rechtlich angestellten Arbeitnehmerschaft be-

steht ein nachvollziehbares Interesse daran, Umkleidezeit in die Arbeitszeit zu integrie-

ren. Das im zu beurteilenden Fall einschlägige Recht gewährt den Rekurrierenden je-

doch keine entsprechende Anspruchsgrundlage zur Durchsetzung ihrer rückwirkenden 

Forderungen. Mit Blick auf die Rechtsgleichheit und die Rechtssicherheit erscheint es 

angebracht, dieses Anliegen auf legislativer Ebene aufzunehmen, zu prüfen und ent-

sprechend den aktuellen, zeitgemässen Gegebenheiten anzupassen. Dazu wird es 

kaum ausreichen, Umkleidezeit als Arbeitszeit zu definieren. Es bedarf ergänzender 

rechtlicher Bestimmungen, welche je nach Interessenlage der Betriebe – die je nach 

Branche unterschiedlich ausfallen dürfte – die konkreten Forderungen praktikabel und 

umsetzbar machen. Dabei stellen sich zahlreiche noch ungeklärte Fragen, welche auf 

gesetzgeberischem Weg zu beantworten sind, nicht zuletzt aufgrund der Wichtigkeit 

bzw. Bedeutsamkeit der damit verbundenen Auswirkungen auf die finanziellen, organi-

satorischen und personellen Belange der betroffenen Betriebe (vgl. oben Ziff. 7.6).  

9.2. Ausgangsgemäss erübrigt es sich, auf die bezifferten Forderungen der einzelnen 

Rekurrierenden einzugehen. Der Rekurs ist abzuweisen, soweit dieser nicht als durch 

Rückzug bzw. infolge Gegenstandslosigkeit erledigt abzuschreiben ist (…).  
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10. [Kosten- und Entschädigungsfolgen] 

 

N.B.  

Verwaltungsgericht (Entscheid VB.2019.00766 vom 24. Juni 2020) und Bundesgericht 

(Urteil 8C_514/2020 vom 20. Januar 2021) stützten den Entscheid des Bezirksrats 

Dietikon und erachteten die Praxis des Rekursgegners, wonach die Umkleidezeit nicht 

zur bezahlten Arbeitszeit zählt bzw. als im Monatslohn inbegriffen gilt, als rechtmässig.   
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